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Thema dieser Ausgabe 

   

 Betriebliche Altersversorgung: Verpflichtender Arbeitgeber-Zuschuss zur Entgeltumwandlung ab dem 1.1.2022  

   

____________________________________ 

 

Durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz vom 

17.8.2017 sollte die Verbreitung der betrieblichen Alters-

versorgung gefördert werden. Das Gesetz gilt grundsätz-

lich seit dem 1.1.2018. Ein wichtiger Baustein gilt jedoch 

erst ab dem 1.1.2022, nämlich der verpflichtende Arbeit-

geber-Zuschuss zur Entgeltumwandlung für alle Entgel-

tumwandlungsvereinbarungen. 

Was ist die betriebliche Altersversorgung? 

Eine betriebliche Altersversorgung ist gegeben, wenn ei-

nem Arbeitnehmer Leistungen der Alters-, Invaliditäts- o-

der Hinterbliebenenversorgung aus Anlass seines Ar-

beitsverhältnisses vom Arbeitgeber zugesagt werden. In 

diesem Fall gelten die Regelungen des Betriebsrenten-

gesetzes.  

Die Zusage kann auf vier verschiedene Arten erfolgen, 

nämlich die sog. Leistungszusage, die beitragsorien-

tierte Leistungszusage, die Beitragszusage mit Mindest-

leistung und die reine Beitragszusage. 

Die Durchführung der betrieblichen Altersversorgung 

kann unmittelbar über den Arbeitgeber oder über Versor-

gungsträger erfolgen. Der Arbeitgeber steht für die Erfül-

lung der von ihm zugesagten Leistungen auch dann ein, 

wenn die Durchführung nicht unmittelbar über ihn erfolgt. 

Das BetrAVG sieht fünf sog. Durchführungswege für die 

betriebliche Altersvorsorge vor: 

 Direktzusage 

 Unterstützungskasse 

 Direktversicherung 

 Pensionskasse 

 Pensionsfonds 

Welche Rechte hat der Arbeitnehmer? 

Der Arbeitnehmer, der in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung pflichtversichert ist, hat einen Anspruch auf Ent-

geltumwandlung. Er kann also einseitig vom Arbeitgeber 

verlangen, dass ein bestimmter Betrag des Barlohns ge-

gen wertgleiche Anwartschaften auf betriebliche Alters-

vorsorge getauscht werden. 

Der Arbeitnehmer kann bis zu 4 % der jeweiligen Bei-

tragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenver-

sicherung durch Entgeltumwandlung für seine betriebli-

che Altersversorgung verwenden. Als Mindestbetrag 

muss der Arbeitnehmer jährlich einen Betrag in Höhe 

von mindestens einem Hundertsechzigstel der Bezugs-
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größe nach § 18 Abs. 1 SGB IV für seine betriebliche Al-

tersversorgung verwenden. Die Bezugsgröße war in 

2021 EUR 39.480 (West) bzw. EUR 37.380 (Ost), was 

EUR 246,75 (West) bzw. EUR 233,63 (Ost) entspricht. 

Soweit der Arbeitnehmer Teile seines regelmäßigen Ent-

gelts für betriebliche Altersversorgung verwendet, kann 

der Arbeitgeber verlangen, dass während eines laufen-

den Kalenderjahres gleichbleibende monatliche Beträge 

verwendet werden. 

Welche Pflichten hat der Arbeitgeber? 

Neben der Pflicht, die Entgeltumwandlung durchzufüh-

ren, wenn dies vom Arbeitnehmer gewünscht wird, tref-

fen den Arbeitgeber noch weitere Pflichten. Die wesent-

lichen Pflichten sind der verpflichtende Arbeitgeberzu-

schuss zur Entgeltumwandlung sowie Aufklärungspflich-

ten. 

Zuschuss zur Entgeltumwandlung 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Zuschuss zur Ent-

geltumwandlung seiner Mitarbeiter vorzunehmen, wenn 

der Durchführungsweg über Pensionsfonds, Pensions-

kasse oder Direktversicherung erfolgt und soweit sich 

der Arbeitgeber durch die Entgeltumwandlung Sozialver-

sicherungsbeiträge einspart. Wenn die Entgeltumwand-

lung in eine Direktzusage oder Unterstützungskasse er-

folgt, besteht keine Verpflichtung zum Zuschuss.  

Der Zuschuss beträgt 15 % des umgewandelten Ent-

gelts, soweit sich der Arbeitgeber durch die Entgeltum-

wandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart. Der Zu-

schuss ist also beispielsweise dann niedriger als 15 %, 

wenn der Brutto-Lohn des Arbeitnehmers trotz Entgelt-

umwandlung über der Bemessungsgrundlage für die 

Rentenversicherung/Arbeitslosenversicherung liegt, da 

der Arbeitgeber dann keine Sozialversicherungsbeiträge 

spart. 

Dies galt bereits für alle ab dem 1.1.2019 abgeschlosse-

nen Entgeltumwandlungsvereinbarungen. Ab dem 

1.1.2022 gilt dies auch für bereits bestehende Entgelt-

umwandlungsvereinbarungen.  

Es kann aber Ausnahmen geben, da die Regelung tarif-

dispositiv ist. Wenn es eine für den Arbeitnehmer un-

günstigere tarifliche Regelungen gibt, geht diese vor. 

Aufklärungspflicht 

In § 4a BetrAVG ist eine weitreichende Auskunftspflicht 

des Arbeitgebers (oder des Versorgungsträgers) gere-

gelt. Die Auskünfte müssen verständlich, in Textform 

und in angemessener Frist erteilt werden. 

Was ist aktuell veranlasst? 

Bestehende Verträge prüfen und ggf. umstellen 

Der Arbeitgeber muss nun, wegen der Änderung zum 

1.1.2022, die Arbeitnehmer identifizieren, die eine beste-

hende Entgeltumwandlung zu einem Pensionsfonds, ei-

ner Pensionskasse oder einer Direktversicherung haben 

und für die noch kein Zuschuss gezahlt wird. Es hat dann 

eine Kontaktaufnahme mit dem Versicherungsunterneh-

men zu erfolgen. Dem Steuerberater sind die notwendi-

gen Angaben für die Lohnbuchhaltung zu übermitteln. 

Die Situation soll an folgendem Beispiel (entnommen der 

Serviceinformation 1000710 der DATEV e.G) verdeut-

licht werden: 

Beispiel 

Ausgangslage: 

Der Arbeitnehmer hat bereits eine Direktversicherung 

mit Entgeltumwandlungs-Vereinbarung von 100,00 EUR 

seit 01.05.2017. 

Ab 01.01.2022 wird auf diesen Vertrag ein AG-Pflichtzu-

schuss von 15% gezahlt. 

Folgende Varianten sind zum Jahreswechsel 2022 mög-

lich: 

Variante 1: 

 Entgeltumwandlung 100,00 EUR 

 Arbeitgeberzuschuss 15,00 EUR 

 Der Versicherungsbeitrag erhöht sich. 

Dies entspricht der sogenannten Abrechnungsmethode 

„Auf Hundert“. 

In diesem Fall muss der Versicherungsvertrag ange-

passt oder ein zusätzlicher Vertrag abgeschlossen wer-

den. 

Variante 2: 
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In Absprache und mit Einverständnis des Arbeitnehmers 

kann vereinbart werden, dass der Versicherungsbeitrag 

in Summe nicht verändert werden soll. 

 Entgeltumwandlung ursprünglich 100,00 EUR 

 Entgeltumwandlung wird auf 85,00 EUR geändert 

 Arbeitgeberzuschuss 15,00 EUR (15 % aus den ur-

sprünglichen 100,00 EUR) 

Dies entspricht der sogenannten Abrechnungsmethode 

„Von Hundert“. 

In diesem Fall ist in der Regel keine Änderung des Ver-

sicherungsvertrags erforderlich, aber die Entgeltum-

wandlungs-Vereinbarung muss angepasst werden. 

Variante 3: 

 Entgeltumwandlung ursprünglich 100,00 EUR 

 Entgeltumwandlung wird auf 86,96 EUR geändert 

 Arbeitgeberzuschuss 13,04 EUR (15 % aus 86,96 

EUR) 

Dies entspricht der sogenannten Abrechnungsmethode 

„In Hundert“. 

In diesem Fall ist in der Regel keine Änderung des Ver-

sicherungsvertrags erforderlich, aber die Entgeltum-

wandlungs-Vereinbarung muss angepasst werden. 

Achtung 

Bei Fragen zu den Verträgen wenden Sie sich direkt an 

das jeweilige Versicherungsunternehmen. 

 

18.11.2021 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach besten Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktualität 
und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen –  übernommen werden. 


